






1 
 

Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

 

Zu Art. 1 Abs. 1 Bst. b und Art. 2 Abs. 1 Bst i, k, l und p 

Kraft-Wärme-Kopplungen (KWK) sind überall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu 

versehen, um die fossile Wärmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizität aus fossilen 

Brennstoffen zu verhindern. 

 

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. v und w und x 

Bst. v definiert neu den Ausgleichsbeitrag PV. Dieser errechnet sich aus der Differenz der jährlichen 

Mindestvergütung zum durchschnittlichen jährlichen marktorientierten Preis, welcher bei einer 

definierten Referenzproduktion in Liechtenstein erzielt werden konnte. Zur Ermittlung des 

durchschnittlichen jährlichen marktorientierten Preises ist der marktorientierte Preis mit den 

entsprechenden Produktionsmengen in identischen Zeitintervallen zu multiplizieren und durch die 

gesamte Produktionsmenge zu teilen. Ein negativer jährlicher Ausgleichsbeitrag PV wird mit Null 

bewertet. Die Definition unter Bst. w für den Ausgleichsbeitrag KWK ist analog formuliert.  

Bst. v definiert neu den Ausgleichsbeitrag PV. Dieser errechnet sich aus der Differenz der täglichen 

Mindestvergütung zum täglichen marktorientierten Preis, welcher an diesem Tag von dieser Anlage 

dem Netz eingespiesen wird. Der tägliche marktorientierte Preis muss täglich vom Energielieferanten 

auf einem Portal transparent und in Abhängigkeit zum Marktpreis kommuniziert werden.  

Die Definition unter Bst. w für den Ausgleichsbeitrag KWK mit erneuerbaren Brennstoffen ist analog 

formuliert. Erneuerbare Brennstoffe bedeutet keine fossilen Brennstoffe, womit Öl und Erdgas 

ausgeschlossen sind. 

Bst. x definiert neu erneuerbare Brennstoffe und erneuerbare Energien. Erneuerbar schliesst 

folgende Technologien und Energieträger aus: Erdöl, Erdgas, Braun- und Steinkohle sowie Uran 

(Kernkraft). 

 

Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. e und g  

Bst. e Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu 

versehen, um die fossile Wärmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizität aus fossilen 

Brennstoffen zu verhindern. 

Bst. g wird durch die Wortfolge «sowie andere Massnahmen der Energieeffizienz» ergänzt. Damit 

wird eine redaktionelle Anpassung vorgenommen. 

 

Zu Art. 4 Abs. 3 und 5  

Abs. 3 stellt klar, dass nach Ablauf von 25 Jahren jede Anlage als noch nicht gefördert gilt und daher 

eine neue Förderung beantragt werden darf.  

Abs. 3 stellt klar, dass nach Ablauf von 20 Jahren jede Anlage als noch nicht gefördert gilt und daher 

eine neue Förderung beantragt werden darf. Der Zeithorizont von 20 Jahren soll dem Umstand des 

technischen Fortschrittes bei Anlagen dieser Art besser Rechnung tragen.  
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Abs. 5 wird dahin ergänzt, dass neben Minergie-Bauten nach Art. 7 nun auch Ausgleichsbeiträge PV 

und KWK vom Grundsatz ausgenommen sind, dass der Anspruch auf Ausrichtung von 

Förderbeiträgen erlischt, wenn mit den Massnahmen begonnen wird, bevor eine rechtskräftige 

Zusicherung der Förderbeiträge vorliegt. Dadurch wird der Weg für eine gleichförmige Förderung 

aller eingespeisten Energie aus PV und KWK durch einen entsprechenden Ausgleichsbeitrag frei.  

 

Zu Art. 11 Abs. 1  

Kraft-Wärme-Kopplungen (KWK) sind überall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu 

versehen, um die fossile Wärmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizität aus fossilen 

Brennstoffen zu verhindern. 

 

Zu Art. 16 Abs. 1  

Die neue Regelung sieht vor, dass die Verpflichtung für Netzbetreiber, den Strom im Netz 

abzunehmen, nicht nur für neue Anlagen, sondern auch für bestehende Anlagen gilt. Ebenfalls wird 

die Einschränkung auf 1 bis 250 Kilowatt elektrischer Leistung aufgehoben. Abs. 1 gilt dann neu für 

sämtliche Elektrizität aus erneuerbaren Energien und KWK-Anlagen.  

Die neue Regelung sieht vor, dass die Verpflichtung für Netzbetreiber, den Strom im Netz 

abzunehmen, nicht nur für neue Anlagen, sondern auch für bestehende Anlagen gilt. Ebenfalls wird 

die Einschränkung auf 1 bis 250 Kilowatt elektrischer Leistung aufgehoben. Abs. 1 gilt dann neu für 

sämtliche Elektrizität aus erneuerbaren Energien und KWK-Anlagen betrieben mit erneuerbaren 

Brennstoffen. Erneuerbare Brennstoffe bedeutet keine fossilen Brennstoffe, womit Öl und Erdgas 

ausgeschlossen sind. 

Weiter ist der ökologische Mehrwert dem Anlagenbetreiber marktorientiert und transparent 

ausgewiesen zu vergüten. 

 

Zu Art. 17 Abs. 1, 2a, 2b und 5  

Abs. 1 wird um die Ergänzung von Abs. 2a und 2b ergänzt.  

Abs. 2a legt fest, dass für Elektrizität aus Photovoltaikanlagen von 1 bis 250 Kilowatt elektrischer 

Gleichstromleistung die Netzbetreiber zusätzlich zum marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen 

Ausgleichsbeitrag PV entrichten, sofern der marktorientierte Preis eine in der Verordnung festgelegte 

Mindestvergütung zwischen 4 bis 8 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität nicht erreicht.  

Abs. 2a legt fest, dass für Elektrizität aus Photovoltaikanlagen ab 1 Kilowatt elektrischer 

Gleichstromleistung die Netzbetreiber zusätzlich zum marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen 

Ausgleichsbeitrag PV entrichten, sofern der marktorientierte Preis eine in der Verordnung festgelegte 

Mindestvergütung zwischen 10 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität nicht erreicht.  

Abs. 2b legt fest, dass für Elektrizität aus hocheffizienten, am Nutzwärmebedarf orientierten KWK-

Anlagen von 1 bis 250 Kilowatt elektrischer Leistung die Netzbetreiber zusätzlich zum 

marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen Ausgleichsbeitrag KWK entrichten, sofern der 

marktorientierte Preis eine in der Verordnung festgelegte Mindestvergütung zwischen 4 bis 20 

Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität nicht erreicht. Die Kosten für Strom aus KWK-
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Anlagen sind direkt von schwankenden Brennstoffkosten abhängig, weshalb die mögliche Spanne für 

die Mindestvergütung auf 4 bis 20 Rappen festgelegt wurde.  

Abs. 2b legt fest, dass für Elektrizität aus hocheffizienten, am Nutzwärmebedarf orientierten KWK-

Anlagen betrieben mit erneuerbaren Brennstoffen ab 1 Kilowatt elektrischer Leistung die 

Netzbetreiber zusätzlich zum marktorientierten Preis nach Abs. 1 einen Ausgleichsbeitrag KWK 

entrichten, sofern der marktorientierte Preis eine in der Verordnung festgelegte Mindestvergütung 

zwischen 10 bis 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität nicht erreicht. Die Kosten für 

Strom aus KWK-Anlagen sind direkt von schwankenden Brennstoffkosten abhängig, weshalb die 

mögliche Spanne für die Mindestvergütung auf 10 bis 20 Rappen festgelegt wurde.  

Erneuerbare Brennstoffe bedeutet keine fossilen Brennstoffe, womit Öl und Erdgas ausgeschlossen 

sind. 

Abs. 5 legt fest, dass die Regierung für Elektrizität aus anderen als in Abs. 2, 2a und 2b genannten 

erneuerbaren Energien anstelle des marktorientierten Preises nach Abs. 1 ebenfalls einen 

Ausgleichsbeitrag pro Kilowattstunde Elektrizität mit Verordnung festlegen kann. Der 

Mindestvergütung muss dann zwischen 4 – 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität 

liegen.  

Abs. 5 legt fest, dass die Regierung für Elektrizität aus anderen als in Abs. 2, 2a und 2b genannten 

erneuerbaren Energien anstelle des marktorientierten Preises nach Abs. 1 ebenfalls einen 

Ausgleichsbeitrag pro Kilowattstunde Elektrizität mit Verordnung festlegen kann. Der 

Mindestvergütung muss dann zwischen 10 – 20 Rappen pro erzeugte Kilowattstunde Elektrizität 

liegen.  

 

Zu Art. 18 Abs. 1a, 2 Bst. b, Abs. 6 und 7  

Der neue Abs. 1a regelt, dass die ausbezahlten Investitionsförderungen PV und KWK des Landes vom 

Fonds getragen werden. Ebenfalls wird festgehalten, dass das Land dafür einmal im Jahr eine 

Gesamtabrechnung an den Fonds stellt.  

In Abs 2 Bst. b wird festgehalten, dass die Förderabgabe in Form eines Zuschlags auf den 

Durchleitungspreis vom 1. Februar 2015 bis zum 31. Dezember 2040 erhoben wird. Das Enddatum 

wird also von 2032 auf 2040 gesetzt.  

In Abs 2 Bst. b wird festgehalten, dass die Förderabgabe in Form eines Zuschlags auf den 

Durchleitungspreis vom 1. Februar 2015 bis zum 31. Dezember 2040 erhoben wird. Das Enddatum 

wird also von 2032 auf 2040 gesetzt.  

Um Eigenverbrauchsgemeinschaften (ZEV) zu fördern, wird auf die Erhebung der Förderabgabe von 

maximal 1,5 Rappen bei Eigenverbrauchsgemeinschaften (ZEV) verzichtet.  

Abs. 6 sieht vor, dass sofern ein Grund zur Annahme besteht, dass die Mittel des Fonds nicht mehr 

ausreichen werden, die Liechtensteinischen Kraftwerke die Regierung unverzüglich hierüber zu 

informieren haben. Aus dem Fonds werden nun auch der Ausgleichsbeitrag PV und KWK sowie die 

Investitionsförderungen finanziert. Der letzte Satz dieses Absatzes wird gestrichen, da dieser nicht 

mehr sachgerecht ist.  

Abs. 7 nimmt die vorgesehene Änderung der Laufzeit der Förderabgabe von 2032 auf das Jahr 2040 

auf und legt fest, dass der Fonds am 31. Dezember 2040 aufgelöst wird.  
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Zu Art. 19 Abs. 1 und 2 

Kraft-Wärme-Kopplungen (KWK) sind überall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu 

versehen um die fossile Wärmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizität aus fossilen 

Brennstoffen zu verhindern. 

 

Zu Art. 31 Abs. 1  

Kraft-Wärme-Kopplungen (KWK) sind überall mit dem Zusatz «mit erneuerbaren Brennstoffen» zu 

versehen um die fossile Wärmebereitstellung als auch die Produktion von Elektrizität aus fossilen 

Brennstoffen zu verhindern. 
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